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Bundesnotarordnung 

§ 18 [Verschwiegenheitspflicht des Notars] 

(1) Der Notar ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. Diese Pflicht 

bezieht sich auf alles, was ihm bei Ausübung seines Amtes be-

kannt geworden ist. Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkundig 

sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

(2) Die Pflicht zur Verschwiegenheit entfällt, wenn die Beteilig-

ten Befreiung hiervon erteilen; ist ein Beteiligter verstorben oder 

eine Äußerung von ihm nicht oder nur mit unverhältnismäßigen 

Schwierigkeiten zu erlangen, so kann an seiner Stelle die Auf-

sichtsbehörde die Befreiung erteilen. 

(3) Bestehen im Einzelfall Zweifel über die Pflicht zur Ver-

schwiegenheit, so kann der Notar die Entscheidung der Auf-

sichtsbehörde nachsuchen. Soweit diese die Pflicht verneint, 

können daraus, daß sich der Notar geäußert hat, Ansprüche gegen 

ihn nicht hergeleitet werden. 

(4) Die Pflicht zur Verschwiegenheit bleibt auch nach dem Erlö-

schen des Amtes bestehen. 

§ 26 Förmliche Verpflichtung beschäftigter Personen 

Der Notar hat die von ihm beschäftigten Personen bei ihrer Ein-

stellung nach § 1 des Verpflichtungsgesetzes [siehe unten] förm-

lich zu verpflichten. Hierbei ist auf die Bestimmungen des § 14 

Absatz 4 und des § 18 besonders hinzuweisen. Hat sich ein Notar 

mit anderen Personen zur gemeinschaftlichen Berufsausübung 

zusammengeschlossen und besteht zu den Beschäftigten ein ein-

heitliches Beschäftigungsverhältnis, so genügt es, wenn ein 

Notar die Verpflichtung vornimmt. Der Notar hat in geeigneter 

Weise auf die Einhaltung der Verschwiegenheitspflicht durch die 

von ihm beschäftigten Personen hinzuwirken. Den von dem 

Notar beschäftigten Personen stehen die Personen gleich, die im 

Rahmen einer berufsvorbereitenden Tätigkeit oder einer sonsti-

gen Hilfstätigkeit an seiner beruflichen Tätigkeit mitwirken. Die 

Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Notarassessoren und Referendare. 

 

Verpflichtungsgesetz 

§ 1  

(1) Auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten soll 

verpflichtet werden, wer, ohne Amtsträger (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 des 

Strafgesetzbuches) zu sein, 

1.  bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufga-

ben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, beschäftigt oder 

für sie tätig ist, […]. 

(2) Die Verpflichtung wird mündlich vorgenommen. Dabei ist 

auf die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung hinzuwei-

sen. […] 

Beurkundungsgesetz 

§ 51 Recht auf Ausfertigungen, Abschriften und Ein-

sicht 

(1) Ausfertigungen können verlangen 

1.  bei Niederschriften über Willenserklärungen jeder, der eine 

Erklärung im eigenen Namen abgegeben hat oder in dessen 

Namen eine Erklärung abgegeben worden ist, 

2.  bei anderen Niederschriften jeder, der die Aufnahme der Ur-

kunde beantragt hat, 

sowie die Rechtsnachfolger dieser Personen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen können gemeinsam in 

der Niederschrift oder durch besondere Erklärung gegenüber der 

zuständigen Stelle etwas anderes bestimmen. 

(3) Wer Ausfertigungen verlangen kann, ist auch berechtigt, ein-

fache oder beglaubigte Abschriften zu verlangen und die Ur-

schrift einzusehen. 

(4) Mitteilungspflichten, die auf Grund von Rechtsvorschriften 

gegenüber Gerichten oder Behörden bestehen, bleiben unberührt. 

Ausnahmen aufgrund anderer Vorschriften: 

Den Notar treffen allerdings auch Mitwirkungs-, Mitteilungs- 

und Anzeigepflichten gegenüber bestimmten Gerichten und Be-

hörden, so zum Beispiel: 

• zur Erhebung von Steuern und Abgaben nach der Einkom-

mensteuer-Durchführungsverordnung, nach dem Grunder-

werbsteuergesetz und dem Erbschaftsteuergesetz,  

• zur Ermittlung von Grundstücksverkehrswerten durch die zu-

ständigen Gutachterausschüsse nach dem Baugesetzbuch,  

• zur Bekämpfung schwerer Kriminalität nach dem Geldwä-

schegesetz  

und nach anderen Vorschriften. Diese Pflichten gehen der Ver-

schwiegenheitspflicht des Notars vor, aber immer nur insoweit, 

wie dies ausdrücklich von dem betreffenden Gesetz geregelt ist.  

Aussageverweigerungsrechte 

Der Notar und seine Mitarbeiter sind zur Wahrung ihrer Ver-

schwiegenheitspflicht auch vor Gerichten und Behörden weitge-

hend zur Aussage- bzw. Auskunftsverweigerung berechtigt (z.B. 

gem. § 383 ZPO, § 65 VwVfG, § 102 Abgabenordnung). Als Bei-

spiel werden hier die entsprechenden Vorschriften der Strafpro-

zessordnung wiedergegeben: 

§ 53 Zeugnisverweigerungsrecht der Berufsgeheimnis-

träger 

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt […] 
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3.  […] Notare, […] über das, was ihnen in dieser Eigenschaft 

anvertraut worden oder bekanntgeworden ist […]. 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3b Genannten dürfen das 

Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur 

Verschwiegenheit entbunden sind […]. 

§ 53a Zeugnisverweigerungsrecht der mitwirkenden 

Personen 

(1) Den Berufsgeheimnisträgern nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 1 bis 4 stehen die Personen gleich, die im Rahmen 

1. eines Vertragsverhältnisses, 

2. einer berufsvorbereitenden Tätigkeit oder 

3. einer sonstigen Hilfstätigkeit 

an deren beruflicher Tätigkeit mitwirken. Über die Ausübung des 

Rechts dieser Personen, das Zeugnis zu verweigern, entscheiden 

die Berufsgeheimnisträger, es sei denn, dass diese Entscheidung 

in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann. 

(2) Die Entbindung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit 

(§ 53 Absatz 2 Satz 1) gilt auch für die nach Absatz 1 mitwirken-

den Personen. 

§ 97 Beschlagnahmeverbot 

(1) Der Beschlagnahme [im strafrechtlichen Ermittlungsverfah-

ren] unterliegen nicht 

1.  schriftliche Mitteilungen zwischen dem Beschuldigten und 

den Personen, die nach § 52 oder § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 

3b das Zeugnis verweigern dürfen; 

2.  Aufzeichnungen, welche die in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 

3b Genannten über die ihnen vom Beschuldigten anvertrauten 

Mitteilungen oder über andere Umstände gemacht haben, auf 

die sich das Zeugnisverweigerungsrecht erstreckt; 

3.  andere Gegenstände […], auf die sich das Zeugnisverweige-

rungsrecht der in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3b Genannten 

erstreckt. 

(2) Diese Beschränkungen gelten nur, wenn die Gegenstände im 

Gewahrsam der zur Verweigerung des Zeugnisses Berechtigten 

sind […]. Die Beschränkungen der Beschlagnahme gelten nicht, 

wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass die 

zeugnisverweigerungsberechtigte Person an der Tat oder an einer 

Datenhehlerei, Begünstigung, Strafvereitelung oder Hehlerei be-

teiligt ist, oder wenn es sich um Gegenstände handelt, die durch 

eine Straftat hervorgebracht oder zur Begehung einer Straftat ge-

braucht oder bestimmt sind oder die aus einer Straftat herrühren. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, soweit 

die Personen, die nach § 53a Absatz 1 Satz 1 an der beruflichen 

Tätigkeit der in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3b genannten 

Personen mitwirken, das Zeugnis verweigern dürfen. 

Strafbarkeit des Notars und seiner Mitar-

beiter 

Durch einen Verstoß gegen die Verschwiegenheitspflicht können 

sich der Notar und seine Mitarbeiter in verschiedener Weise straf-

bar machen, können schadensersatzpflichtig werden und schwer-

wiegenden berufliche Folgen bis hin zum Verlust des Amtes bzw. 

einem Berufsverbot ausgesetzt sein. Dazu finden sich die zentra-

len Vorschriften im Strafgesetzbuch:  

§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum 

persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Be-

triebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als […] 

3.  […] Notar, […] 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, 

namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Ge-

heimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, 

das ihm als […] 

2.  für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, […] 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. […] 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis offenbart, das ihm 

bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mit-

wirkende Person oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 ge-

nannten Personen tätiger Beauftragter für den Datenschutz be-

kannt geworden ist. […] 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter 

das fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt 

offenbart. 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 

einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so 

ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

§ 353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer be-

sonderen Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 

1. Amtsträger, […] 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt of-

fenbart und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft. Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentli-

che Interessen gefährdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu ei-

nem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt ei-

nen Gegenstand oder eine Nachricht, zu deren Geheimhaltung er 

[…] 

2.  von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die 

Strafbarkeit der Verletzung der Geheimhaltungspflicht förm-

lich verpflichtet worden ist, 

an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und 

dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. […] 
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